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Sachverhalt
„Wir führen eine Beiratschaft nach Art. 395 Abs. 2 ZGB für eine Frau. Diese Frau ist nun in den Kanton X umgezogen und erlitt dort einen psychischen Zusammenbruch. Sie befindet sich zur Zeit in einem Psychiatriezentrum und muss wahrscheinlich platziert werden. Diese Frau besitzt 3 Hunde, 3 Katzen, 2 Meerschweinchen und Vögel in Käfigen. Die Katzen und Hunde wurden nun ins Tierheim gebracht, welches täglich Fr. 78.-- kostet. Für die Meerschweinchen und Vögel wurden freiwillige Helfer gefunden.

Verschiedene Abklärungen laufen zur Zeit, wie es mit dieser Frau weitergeht. Eine Platzierung wird überprüft. Selbstverständlich bedeuten dieser Frau diese Tiere sehr viel. Sie hatte bisher jedoch immer wieder Kündigungen von Vermietern, weil die Tiere nicht genügend betreut wurden und sich die Wohnungen in einem desolaten Zustand befanden (Kot, Heu, Urin etc.).

Wie weit darf nun eine Vormundschaftsbehörde bezüglich des Schicksals dieser Tiere entscheiden? Können wir diese Tiere gegen den Willen von Frau Y freigeben oder andere Massnahmen verfügen? Gibt es Voraussetzungen? Gerne erwarten wir Ihre Ausführungen so bald als möglich.“
Auf meine Zusatzfragen antworteten Sie:

 - Was ist die medizinische Diagnose (z.B. dauernd stationär betreuungsbedürftig?)
Im Jahre 1997 wurde bei der Patientin eine Schizophrenie diagnostiziert. Auf Grund welcher sie dauernd Medikamente nehmen muss. Die Patientin war im Kanton X in den Ferien. Weil sie sich in den Ferien wohl fühlte, beschloss die Patientin den Kanton X umzuziehen. Leider blieben die bestehenden Probleme bestehen. Die Patientin hatte in der Folge einen Zusammenbruch und hinterliess eine total verwahrloste Wohnung und verwahrloste Tiere (Die Wohnung war voll von Kot, Urin, Heu etc.). Die Patientin befindet sich zur Zeit im Psychiatriezentrum. Die Abklärungen laufen für eine Platzierung.

- Über wieviel Vermögen verfügt die Patientin?
Die Patientin konnte eine Erbschaft machen. Das Vermögen beläuft sich noch auf Fr. 50'000.--. Das Einkommen ist aus der IV mit EL und einem monatlichen Vermögensverzehr von Fr. 750.-- eigentlich genügend gedeckt.

- Art. 395 Abs. 2 ZGB dient der Vermögensverwaltung und ist als Massnahme für persönlichen Betreuungsbedarf an sich untauglich. Ergibt sich aufgrund des Zustandes der Patientin auch ein erhöhter sozialarbeiterischer Bedarf nach persönlicher Fürsorge?
Dieser Bedarf bestand von Anfang an. Zu Beginn bestand eine Beistandschaft nach Art. 394 ZGB. Leider war die Patientin nicht kooperationsbereit und wir ordneten eine kombinierte Beistandschaft 392 Abs. 1 und 393 Abs. 2 mit Einkommens- und Vermögensverwaltung an. 

Die Voraussetzungen für eine Vormundschaft waren zu diesem Zeitpunkt nicht gegeben. Es wurde damals ein Gutachten errichtet. Unser Errichtungsentscheid für die komb. Beistandschaft wurde von der Patientin angefochten. Das Gericht entschied, dass nur das Vermögen der Patientin ein Schutz bedürfe, weiter nicht. Dieser Entscheid war für uns unbegreiflich. Wir haben jedoch mit dem Beirat vereinbart, dass nun ausschliesslich die Vermögensverwaltung wahrgenommen werde gemäss gesetzlichem Auftrag - bis die Situation eskaliert und Anwälte und die betreuende Ärztin einsieht, dass eine umfassende vormundschaftliche Massnahme erforderlich ist. An diesem Punkt stehen wir nun. Zur Zeit holen wir verschiedene Informationen für die Errichtung einer Vormundschaft zusammen.

Ich weiss, dass die zuständige Vormundschaftsbehörde die Möglichkeit hat, die Handlungsfähigkeit der Patientin vorläufig zu entziehen. Für mich stehen jedoch nicht nur gesetzliche Grundlagen zur Diskussion, sondern auch höchstpersönliche Rechte/Ansprüche etc.
Erwägungen

1. Vorab ist zu klären, wie die Betreuung von Haustieren im Rahmen vormundschaftlicher Massnahmen rechtlich zu qualifizieren ist. Handelt es sich um einen Bereich der persönlichen Fürsorge der betreuten Person, handelt es sich um einen Bestandteil der Vermögensverwaltung, weil Tiere als Sachwerte zu verstehen sind, handelt es sich um eine Interessenvertretung der vormundschaftlichen Betreuungsperson in der Beziehung betreute Person-Haustier oder allenfalls um eine Mischform dieser Aufgabenbereiche? Der gesetzte Rahmen erlaubte hierzu lediglich eine summarische Prüfung. 

Frau Y hält offensichtlich Haustiere nicht zu Vermögens- und Erwerbszwecken, sondern aus emotionalen Motiven. Dies ist ein Akt persönlicher Freiheitsgestaltung und fällt unter den verfassungsmässigen Schutz der persönlichen Freiheit (Art. 10 Abs. 2 BV). Wer sich in dieses Verhältnis einmischt, bedarf entweder einer gesetzlichen Grundlage oder der Ermächtigung durch die Betroffene selbst, soweit sie urteilsfähig ist. Handlungsfähigkeit ist für diese Ermächtigung dagegen nicht erforderlich (Art. 19 Abs. 2 ZGB). Ohne diese Ermächtigung ist die Einmischung rechtswidrig im Sinne von Art. 28 ZGB. Wieweit auch strafrechtlich relevante Tatbestände erfüllt sein können, muss hier offen bleiben, ist aber in Betracht zu ziehen. Damit handelt es sich bei der Sorge für Haustiere vormundschaftlich betreuter Personen offensichtlich um einen Bereich der persönlichen Fürsorge (sie beinhaltet die Wahrung der Gesamtheit der auf die Persönlichkeit bezogenen Interessen der betreuten Person und richtet sich nach deren individuellen Bedürfnissen unter Wahrung der persönlichen Freiheit, der Autonomie in der Lebensgestaltung sowie der Menschenwürde und nimmt Rücksicht auf die Bedürfnisse Dritter (zur Herleitung vergl. K. Affolter, Rechtsfragen aus dem Alltag der persönlichen Betreuung, in AJP 1998 S. 647 ff.). 

Als Sachen, welche allein der Vermögensverwaltung unterliegen, können Tiere nicht mehr gelten (vergleiche die seit 1. April 2003 in Kraft gesetzte Revision des ZGB, Art. 641a: „Tiere sind keine Sachen“). Sie können deshalb auch nicht wie andere Vermögensgegenstände veräussert oder liquidiert werden. Das Töten von Tieren, das im häuslichen Bereich und nicht zu Vermögens- oder Erwerbszwecken gehalten wird, kann sogar zu Schadenersatz unter Einschluss des Affektionswertes führen (revidierter Art. 43 Abs. 1bis Obligationenrecht). In den engen Bereich der Vermögensverwaltung fallen Tiere damit nur insofern, als daraus relevante vermögensrechtliche Konsequenzen entstehen (Unterhaltskosten). Diese „Verwaltungsaufgabe“ lässt sich aber nicht losgelöst von persönlichkeitsbezogenen Aspekten (siehe oben) bewältigen. 

Andererseits ist Frau Y dafür verantwortlich, dass ihre Tiere artgerecht gehalten sind und ihnen kein Leid zugefügt wird. Darunter fällt auch ihre Verantwortung für Ernährung und Pflege. Art. 2 Tierschutzgesetz bestimmt: 

Art. 2
1Tiere sind so zu behandeln, dass ihren Bedürfnissen in bestmöglicher Weise Rechnung getragen wird. 
2Wer mit Tieren umgeht, hat, soweit es der Verwendungszweck zulässt, für deren Wohlbefinden zu sorgen.

3Niemand darf ungerechtfertigt einem Tier Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen oder es in Angst versetzen.

Falls die vormundschaftlich betreute Person selbst nicht zu handeln vermag, entsteht damit durchaus auch eine vertretungsbedürftige Situation, damit den Tieren der vom Gesetz zugesicherte Schutz, der ohne Zweifel auch dem Willen und Wunsch der Betreuten entspricht, wahrgenommen werden kann.


2. Frau Y steht unter Verwaltungsbeiratschaft gemäss Art. 395 Abs. 2 ZGB. Es handelt sich um eine ausgesprochen auf wirtschaftliche Güter ausgerichtete Massnahme, welche im vorliegenden Betreuungsfall vom Gericht auf Beschwerde hin auch ausdrücklich mit dieser Zweckbestimmung und Zwecklimitierung angeordnet worden ist. Nichts steht allerdings entgegen, dass sich auch der Verwaltungsbeirat/die Verwaltungsbeirätin im Bedarfsfall um das persönliche Wohlergehen der verbeirateten Person kümmern darf (Basler Kommentar ZGB-Langenegger N18 zu Art. 395). 

3. Die geeignete Unterbringung von Haustieren während einer gesundheitlichen Krise der Tierhalterin gehört zu den gewöhnlichen Verwaltungshandlungen und bedarf sicher keiner besondern behördlichen Ermächtigung. Weitergehende Schritte wie eine Veräusserung der Tiere oder eine Trennung der Tiere von der Halterin bedürften dagegen gestützt auf Art. 419 Abs. 2 der Zustimmung der der urteilsfähigen verbeirateten Person oder, wenn ihnen vermögensrechtliche Relevanz zukommt, der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 419 Abs. 2 resp. Art. 421 Ziff. 2 ZGB (Beachte: Persönlichkeitsbezogene Entscheidungen sind, auch wenn sie noch so von grosser Tragweite sind, nicht der VB zu unterbreiten).


4. Im vorliegenden Fall scheint mir folgendes Vorgehen empfehlenswert:
a. Die betreute Person müsste im Rahmen ihrer stationären psychiatrischen Betreuung auf ihre Tiere und ihre Verantwortlichkeit ihnen gegenüber angesprochen werden. Sie müsste insbesondere darüber aufgeklärt werden, dass die Tiere ebenfalls Anspruch auf Schutz und Wohlbefinden haben. Die Klinik müsste entweder über das ärztliche Personal oder den klinikeigenen Sozialdienst in Zusammenarbeit mit dem Beirat/der Beirätin nach Lösungen suchen lösungs- und kompetenzorientierter Ansatz).

b. Gelingt es im Einverständnis der Betreuten nicht, eine tiergerechte Lösung zu finden, sind zwei Vorgehen denkbar. Das erste findet seine gesetzliche Grundlage in Art. 25 Tierschutzgesetz: 

Art. 25 Behördliches Einschreiten

1 Die Behörde schreitet unverzüglich ein, wenn feststeht, dass Tiere stark vernachlässigt oder völlig unrichtig gehalten werden. Sie kann die Tiere vorsorglich beschlagnahmen und sie auf Kosten des Halters an einem geeigneten Ort unterbringen; wenn nötig lässt sie die Tiere verkaufen oder töten. Sie kann dafür die Hilfe der Polizeiorgane in Anspruch nehmen.
2Der Verwertungserlös fällt nach Abzug der Verfahrenskosten dem Eigentümer zu.


Die zweite Lösung liegt im Vorgehen der Beirätin: Sie hat eine Lösung zu treffen, welche den Persönlichkeitsrechten der betreuten Person einerseits, den vermögensrechtlichen Möglichkeiten andererseits, zum Dritten aber auch den Ansprüchen der Tiere bestmöglich Rechnung trägt. Im Einzelfall kann dies zu sehr unterschiedlichen Lösungen führen:

· Je nach dem, ob gesundheitliche Einbrüche einmalig, episodisch, regelmässig oder dauernd sind, werden organisatorische Übergangslösungen oder aber Dauerlösungen zu finden sein.

· Je nach dem, welchen Stellenwert die Beziehung zum Haustier mit Bezug auf Alter, Lebenserwartung, Wahrnehmungsvermögen der Betreuten einnimmt, können auch aus finanziellen Gründen ganz unterschiedliche Lösungsvarianten geboten sein. 

· Je nach dem, ob die betreute Person über die nötige vermögensrechtliche Basis verfügt, oder ob über private Fonds finanzielle Mittel organisierbar sind, werden sich andere Lösungen anbieten.


c. Frau Y soll nach dem Klinikaufenthalt offenbar in einer Einrichtung untergebracht werden. Ob dies rechtlich möglich ist, lässt sich gestützt auf die Sachverhaltskenntnisse aus meiner Sicht nicht sagen. Falls dies zutrifft, sollte eine Einrichtung gefunden werden, welche eigene Haustiere der Untergebrachten zulässt. Das kann aus therapeutischen Gründen u.U. sogar geboten sein. 

5. Fazit: Die vormundschaftliche Betreuungsperson sollte sich mit dem betreuenden ärztlichen Fachpersonal absprechen mit Bezug auf die Haustierhaltung. Es handelt sich zwar einerseits durchaus um eine vermögensrechtlich relevante Teilfrage, es geht wohl aber noch in höherem Mass um eine persönlichkeitsbezogene Angelegenheit, bei welcher die für die persönliche Fürsorge zuständigen Instanzen (zur Zeit allein das psychiatrische Fachpersonal), vor allem aber die Verbeiratete selbst, eng in die Lösungsfindung einzubeziehen sind.

Kurt Affolter

Ligerz, 5. Juli 2003
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